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T h e i l.

A. Vetountmachungen des Königlichen Landraihs-Amts.
Oele-, den 14. August 1878.

Militair-Vorspann betreffend.
Damit bei Liquidirung der MilitairiVorspanns

kosten umfangreiche Correspondenzen und Verzögerun-
gen der Anweisung dieser Kosten vermieden werben,
mache ich die Magisträte, Gutsvorsteher und Ge-
meindevorstände in Bettes-s der Erstattung und Liqui-
dirung dieser Kosten auf Nachstehendes aufmerksam:

Nach den Bestimmungen im Naturalleistungss
Gesetz vom 13. Februar 1875 (Reichsgesetzblatt Nr. 5
pro 1875) und der Ausführungsanstrultion hierzu
vom 2. September 1875 , Seite 261) ist der
für Heeresabtheilungen erforderliche Vorspann mög-
lichst von der Administration zu ermiethen. Dies
geschieht nur entweder im Wege des Vertrages mit
einzelnen Fuhrunternehmern oder durch die Truppem
theile im Namen der Jntendantur mit deren Auto-
rifation.

Ueber den ermietheten Vorspann, welchen die mit
der Jntendantur imKontraktsverhältniß stehenden Fuhr-
unternehmer insgesammt gestellt haben, wird seitens der
Truppen Bescheinigung ertheilt. Die Vergütung da-
für haben die gedachten Fuhrunternehmer selbst auf
Grund des Kontrakts ausnahmslos bei der Corpss
Jntendantur zu liquidiren. Sofern die Truppew
theile Namens der Jntendantur den Vorspann er-
miethet haben, ist durch die gedachten Truppentheile
die Vergütung zur Stelle zu bezahlen und die Kosten-
erstattung zu veranlassen. Jn beiden Fällen ist die
Liquidirung durch die CommunalsAufsichtsbehörden
ausgeschlossen. Dahingegen hat in denjenigen Fällen,
in denen die Grmiethung —- sei es wegen zu hoher, die
ortsüblichen Preise übersteigenber Forderungen, oder
wegen Kürze der Zeit nicht gelingt, die Entnahme
des Vorspanns durch Leistung der Gemeinden auf
Grund des Gesetzes (Requisition) zu erfolgen.

Betreffs der Kosten-Grstattung für den geleiste-
ten, also nicht ermietheten Vorspann bestimmt die
angeführte Instruktion Folgendes:

a. die Vergütung für den zur Heranschasfung der
Verpflegungsbedürsnisse in Kantonnements, zur

Nr. 252.

 

 

Fortschaffung des Osfiziergepäcks, sowie zur Be-
förderung von Kranken, unberittenen Offizieren,
Aerzten 2c. unter gewöhnlichen Verhältnissen
geleisteten Vorspann haben die Truppen- und
Commandoführer nach pass. 6 alin. 6 l. c. zur
Stelle zu bezahlen, auch die Kosten zu liquidiren;

d. für den zur Anfuhr der Verpflegungss und
Bivaksbedürfuisse bei Uebungen und Truppens
zusammenziehungen, sowie zur Herbeifchaffung des
Fouragebedarss für marschirende Heeresabthei-
lungen aus den nächsten militairischeu Ver-
abreichungsstellen (§ 5 des Gesetzes) geleisteten
Vorspann ist seitens der Truppen 2e. nur Quits
tung nach Schema B. I und B. 2 zur Ausfüh-
rungs-Jnstruktion zu ertheilen.
Die tarifmäßige Vorspann-Vergütung ist in

diesen Fällen von den zuständigen Civilbehörden
gehörig bescheinigt, bei der Corpsantendantur
zu liquidiren.

Nr. 253, Vreslau, den 29. Juli 1878.

Nach einer Mittheilung der R. R. Statthalterei
zu Prag ist in mehreren Orten des Bezirks Hernals
und Baden bei ungarischen, von Oedenburg einge-
brachten Futterschweinen die Pockenkrankheit in
größerer Verbreitung ausgebrochen. Auch wurde
bereits eine Jnfektion deutscher Schweine beobachtet.

Die Krankheit verhält sich bezüglich der Erschei-
nungen, des Verlaufs und Ausganges ebenso wie
die Pockenkrankheit der Schafe.

Da die Möglichkeit einer Einschleppung dieser
Seuche nicht ausgeschlossen ist, so wird den Trans-
porten von Schweinen mittels der Eisenbahnen, so-
wie den Treiberschweinen seitens der Veterinair-
beamten und Polizei-Organe besondere Aufmerksam-
keit zuzuwenden sein.

Sollte sich ein Krankheitsfall vorgedachter Art
innerhalb des diesseitigen Regierungbezirks ereignen,
so erwarten wir ungesäumt näheren Bericht.

Die an der preußisch-österreichischen Grenze ge«
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legenen Einbruchsstationen werden vorzugsweise streng
zu controliren fein. '

Königliche Regierung,
Abtheilung des Innern.

Sack.
4 r Oels, den 2. August 1878.

« WBorsteheude Verfügung wird hierdurch zur öffent-
lichen Kenntniß grbracht.

Nr. 254, Oels, den «9.« August 1878.
Seine Excellenz der Herr Minister für die land-

wirthfchaftlichen Angelegenheiten wünscht eine Nach-
weisungüber ulie diejenigen (nicht unter die für die
Gemeindewülder geltenden Bestimmungen fallenden)
bestandenen oder unbeftandenen Waldgrundstücke, die
von einer Realgemeinde oder einer Genossenschaft
(Jnteressenfchast) besessen werden, oder im Wege der
Gemeinheitstheilung bezw. Servitutenadlöfnng einer
Mehrheit von Interessenten überwiesen sind.

In dieser Nachweisung sollen der Umfang nnd
der wirthfchaftliche Zustand der qu. Waldungen, fo-
wie die dem gemeinschaftlichen Besitz zu Grunde lie-
genden Rechtsverhältnisse ersichtlich gemacht werben.

Die Magifiräte und Gemeindevorstönde veran-
lasse ich-; mir die bezüglichen Nachweisungen innerhalb
bestimmt 8 Tagen zugehen zu lassen. Negativanzeigen
sind nicht erforderlich.

Nr. 255, Qels, den 12. August 1878.

Den städtifchen Polizei-Verwaltungen, Herren
Amtsvorstehern und Gensdarrnen des Kreises werden
Druckexemplare zdes Aufrufs des Königl. Polizei-
Präfidii zu Breslau zu Angaben Behufs der Er-
mittelung derjenigen Personen, welche den Zimmer-
gefellen Theodor Klette erschlagen und beraubt haben,
per Couvert zugefertigt werden. Die oben gedachten
Behörden und Beamten werden veranlagt, für die
Weiteroerbreitung des Aufrufs zu sorgen, etwaige
Anzeigen entgegen-zunehmen und von einem Resultate
dein Königl. Polizei-Präsidiurn in Breslau schleunigst
Anzeige zu machen.

.f.- W

Nr. 256 Breslau, den 18. Juli 1878.
Auf Grund des Gesetzes über die Schonzeiten

des Wildes vom 26. Februar 1870 und des § 94
des Competenzgefetzes vom 26. Juli 1876 setzenwir
die (Eröffnung der Jagd auf Rebhühner und Wach-
teln auf den 19. August d. J» die Eröffnung der
Jagd auf Hafen und Fasanenhennen dagegen auf den
15. September cr. hierdurch fest.

Der Bezirksrath.
J. B.: Sack. .
Oels, den 9. August 1878.

Vor-stehende, im Amtsblatt pro 1878, Stück 32
nirgsdmckte Bekanntmachung wird hierdurch noch bes
fonders zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

 

 
 

Nr. 257, Oels, den 13. August 1878.

Die Sammlungen für das Glaucher Rettungs-
haus betreffend.

Seitens des Vorstandes des Knaben-Ret-
tungshaufes zu QbersGlauche sind den HerrenGth
und Gemeindevorstehern des Kreises Listen zur Samm-
lung von Beiträgen für dieses Rettungshaus zuge-
fertigt worden. Die Herren Guts- und Gemeinde-
vorfteher erfuche ich, Sich im Interesse der überaus
fegensreichen Anstalt der Sammlung der Beiträge zu
unterziehen und diese mit den Sammelliften an den
Steuertagen pro August refp. September cr. an die
hiesige .KreissCominunal-Kasse abzuführen.

Nr. 258, Oels, den 3. August 1878.
Jn der im Kreisblatt pro 1878 S. 47 abge-

druckten Polizeiperordnung des Kgl. Ober-Präsidiums
vom 7. März d. J. — betreffend die Lagerung und
Aufbewahrung von Petroleum und ähnlichen flüchti-
gen Oelen ..-—- foll es in der ersten und zweiten Zeile
des § 4 ibid. statt: 500 Pfunvzeeo ng.) —- 600
Pfund (300 .Rg.) heißen, was hiermit zur öffentlichen
Kenntniß gebracht wird.

Nis. 259. »Oels, den 8. August 1878.
Der 51 ahr alte Arbeiter Karl Vo t aus

Kl.-Brufchewitz hat Anfang Juni cr. feine Fas-
milie verlassen und ist bis jetzt zu dersesben nicht
zurückgekehrt Da sich dieselbe in hilfsbedürftiger
Lage befindet und es geboten erscheint, den p. Vogt
zur Erfüllung feiner Aliinentatiouspsticht anzuhalten,
so erfuche ich die Ortsbehördem welche über den Wer-
bleib des p. Vogt Auskunft zu ertheilen vermögen,
mir dies baldigft anzuzeigen.

Oels, den 14. August 1878.

Gegenwärtig darunte,
mit Militgiranwärtern zu befetzende Stellen. _

1) Dppeln, Königl. »»Ztegierung, Brückenwärter,
7.50 M. Gehalt, freie Dienstwohnung, .108 M. Neben-

'Nro. 260.

einnahmen für Aus- und Ein ellen des Gasrohrs
auf der Oderdrücke, Gediihren von 10 Pf. pro Schiff
für Aufzug der Brückenklappez

2) Rothfürden, Postamt,,8andbriefrräger, 450
Gehalt, 60 M. Wohnun»gsgeldzufchuß.

Der Königliche Landrath.

von Rosenberg.

Nebst einer Beilage



Beilage zu Nr. 34 des Oels’er Kreisblattes.
 

Fürst Bismarck und der kirchliche Frieden.
Die Nachricht, daß der Reichskanzler Fürst Bis-

marck in Kissingen wiederholt Besprechungen mit dem
päpstlichen Nuntius in München gehabt hat, ist in
den letzten vierzehn Tagen Gegenstand lebhafter Er-
örterungen in der Presse gewesen: es lag auf der
Hand, daß es sich bei der Zusammenkunft um eine zu-
nächst vertrauliche Verständigung über die möglichen
Wege zur Anbahnung des kirchlichen Friedens han-
deln mußte, und es konnte nicht fehlen, daß sich an
die Thatsache solcher Besprechungen die mannigfach-
sten Vermuthungen und Gerüchte knüpften, an denen
selbstverständlich die Stellung und Wünsche der Par-
teien in Bezug auf die kirchliche Politik einen wesent-
lichen Antheil haben.

Kein Verständiger wird erwartet haben oder in
diesem Augenblicke erwarten, daß über den Inhalt
und den Verlauf jener vertraulichen Erörterungen
alsbald Näheres in die Oeffentlichkeit gebracht werde:
der sicherste Weg, jede Aussicht auf Erfolg im voraus
zu vereiteln, wäre die Hereinziehung der Parteien
mit ihren Leidenschaften. Diejenigen, welche am lau-
testen verlangen, daß die Qeffentlichkeit über den Gang
und Stand der Verhandlungen unterrichtet werde, ge-
hören zu denjenigen politischen Kreisen, welche das
geringste wirkliche Jnteresse für das Gelingen eines
Friedenswerkes haben.

Wenn hier aus die Angelegenheit überhaupt schon
mit einigen Worten eingegangen wird, so geschieht es
lediglich in der Absicht, dem von einem Theil der
Presse geflissentlich verbreiteten Jrrthum entgegenzu-
treten, als liege in dem Einlassen auf Verhandlungen
an und für sich eine Verleugnung der Seitens der
Regierung bisher verkündeten grundsätzlichen Auffassung
ihrer Aufgabe und Pflicht in Bezug aus die kirchliche
Politik: es kommt darauf an, von vorn herein fest-
zustellen, daß Fürst Bismarck, wenn er an seinem
Theile ernst und gewissenhaft die Hand zum Frieden
bietet, damit nur erfüllt, was er inmitten des leb-
haftesten Kampfes jeder Zeit klar und bestimmt ver-
kündet hatte.

Jn derselben Rede, in welcher der Reichskanzler
das berühmte Wort sprach: »Seien Sie außer Sorge,
—- nach Kanossa gehen wir nicht,“ -—— fügte er un-
mittelbar darauf hinzu-

»Die Regierungen des Deutschen Reiches suchen
emsig, suchen mit der ganzen Sorgfalt, die sie ihren
katholischen wie ihren evangelischen Unterthanen schuls
den, nach den Mitteln, um in einer möglichst fried-
lichen, in einer die konfessionelleu Verhältnisse des
Reiches möglichst wenig erschütternden Weise aus dem
jetzigen Zustande in einen annehmlicheren zu gelan-
gen.-« Jm Laufe der Rede gab er noch einmal dieser
Ueberzeugung und Absicht Ausdruck: »die Regierung
schuldet den katholischen Mitbürgern, daß sie nicht
müde werde, die Wege auszusuchen, auf denen die
Regelung der Grenzen zwischen der geistlichen und der
weltlichen Gewalt, der wir im Jnteresse unseres in-
neren Friedens absolut bedürfen, in der schonendsten

 

 

und konfessionell am wenigsten verstimmenden Weise
gefunden werden können-«

Dieselbe Gesinnung wie damals beim Beginn des
Kampfes hat Fürst Bismarck auch in den späteren
Stadien desselben immer wieder bekundet.

Jn einer Rede vom Jahre 1875, in welcher er
zunächst nachwies, daß durch die Veränderung der
katholischen Kirchenverfassung in Folge der vatikai
nischen Beschlüsse die Bürgschaften weggefallen seien,
welcher der preußische Staat früher für die Beachtung
der staatlichen Rücksichten Seitens der katholischen
Geistlichkeit zu besitzen geglaubt habe, ——— erklärte er
weiter: Der kirchliche Friede hänge davon ab, daß
zuvor unsere Gesetzgebung von den Fehlstellen gerei-
nigt sei, mit denen sie seit 1840 in allzu großem
Vertrauen unwirksam geworden sei. Es sei gewisser-
maßen Bresche in die für den allgemeinen Frieden
des Staats nothwendigen Bestimmungen gelegt. Diese
Bresche müsse überschüttet und ausgefüllt werden.

,,vaaid das ligeschehen ist ‚" fügte der Kanz-
ler hinzu,« werde ich kein eifrigeres Bemühen haben,
als den Frieden, selbst mit dem Centrum, namentlich
aber mit dem sehr viel mäßiger gesinnten römischen
Stuhle zu suchen, und ich hoffe ihn dann auch mit
Gottes Hülfe zu sinden, —- denselben Frieden, unter
dem unsere Väter Jahrhunderte lang in einem star-
ken Staate und geschützt in diesem starken Staate
durch unsere Dynastie mit einander in konfessioneller
Einigkeit gelebt haben.” -—

Der Kanzler begründete seine Hoffnung demnächst
noch weiter mit den Worten:

»Wie uns die Geschichte kriegerische Päpste und
friedliche, fechtende und geistliche zeigt, so hoffe ich, wird
doch auch wieder einmal demnächst die Reihe an einen
friedliebenden Papst kommen, mit dem sich Friede
schließen lassen wird. Darauf ist meine Hoffnung ge-
richtet und dann hoffe ich wiederum einen Antvnelli
zu finden, der einsichtsvoll genug ist, um dem Frie-
den mit der weltlichen Macht entgegen zu kommen.«

Nun denn: die Hoffnung auf einen friedlichen
Papst schien mit der Einsetzung Lev’s XIII. in Er-
füllung gehen zu sollen , und in dem (leider so eben
verstorbenen) Kardinal-Staats-Sekretär Franchi schien
auch die versöhnliche und einsichtsvolle Gesinnung
Antvnelli’s wieder zur Geltung zu gelangen.

Die jüngst veröffentlichten Schreiben unseres
Kaisers und des Kronprinzen haben bezeugt, daß die
Hoffnung auf eine friedliche Verständigung schon bald
nach der Erhebung Leo’s XIII. auf den päpstlichen
Stuhl wieder zur Anregung kam.

Das Schreiben des Kronprinzen vom 10. Juni
d. J. schloß mit den Worten: »Wenn es nicht in
Meiner und vielleicht auch nicht in Ew. Heiligkeit
Macht steht, jetzt einen Prinzipienstreit zu schlichten,
der seit einem Jahrtausend in der Geschichte Deutsch-
lands sich mehr als in der anderer Länder fühlbar
gemacht hat, so bin Jch doch gern bereit, die Schwie-
rigkeiten , welche sich aus diesem von den Vorfahren
überkommenen Konflikte für beide Theile ergeben, in
dem Geiste der Liebe zum Frieden und der Versöhn-



lichkeit zu behandeln , welcher das Ergebniß Meiner
christlichen Ueberzeugungen ist. Unter der Voraus-
setzung, Mich mit Ew. Heiligkeit in solcher Geneigts
heit zu begegnen, werde Jch die Hofssnung nicht auf-
geben, daß da, wo eine grundsätzliche Verständigung
nicht erreichbar ist, doch versöhnliche Gesinnung beider
Theile auch für Preußen den Weg zum Frieden er-
öffnen werbe, der anderen Staaten niemals verschlos-
sen war.”

Wenn in dem Geiste dieses Schreibens und der
in demselben bezeichneten Voraussetzungen Fürst Bis-
marck jetzt in vorbereitende Erörterungen mit einem
Vertrauensmann des Papstes über die möglichen er-
sten Schritte zur Anbahnung eines Ausgleichs auf
dem Boden der Thatsachen eingetreten ist, so steht
dies nach obigen Andeutungen in vollem Einklange
mit seiner bisherigen Gesammt-Auffassung der kirch-
lichen Aufgaben der Regierung.

Ob und inwieweit sein ausrichtiges Streben zum
Ziele führen mag, das hängt nicht von ihm allein ab.

 

Ge en die gemeine-gefährlichen
Bestre ungen her Sozialdemokratie.
Der Reichskanzler hat dem Bundesrath einen

Antrag Preußens auf Erlaß eines Gesetzes gegen
die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemo-
kratie vorgelegt.

Der Entwurf verfolgt im Allgemeinen dieselbe
Richtung wie der dem vorigen Reichstag vorgelegte,
zum Theil in verschärster Weise. Die wesentlichen
Bestimmungen sind folgende:

,,Vereine, welche soeialdemolratifchen, sorialistis
schen oder kommunistischen, aufUntergrabung der be-
stehenden Staats-s oder Gesellschafts-Ordnung gerich-
teten Bestrebungen dienen, find zu verbieten. Den
Vereinen stehen gleich Verbindungen jeder Art, ins-
besondere genossenschaftliche Kassen.

Zuständig für das Verbot find die Centralbehörs
den der Bundesstaaten. Das Verbot ist für das
ganze Bundesgebiet wirksam und umfaßt alle-Ver-
zweigungen des Vereins, sowie jeden vorgeblich neuen -
Verein, welcher sachlich als der alte sich darstellt.

Gegen das Verbot steht dem Vereinsvorstande
die Beschwerde an das Reichsamt für Vereinswesen
und Presse offen.

Das Reichsamt für Vereinswesen und Presse
hat seinen Sitz in Berlin und besteht aus neun Mit-
gliedern, welche aus der Zahl der im Reichs· oder
im Staatsdienste angestellten Personen zu berufen
sind. Mindestens fünf Mitglieder müssen etatsmäßig
angestellte Richter sein.

Versammlungen, von denen anzunehmen ist, daß
sie Bestrebungen der« bezeichneten Art dienen werden,
sind zu verbieten. Versammlungen, in welchen solche
Bestrebungen zu Tage treten, sind aufzulösen. Den
Versammlungen werden öffentliche Festlichteiten und
Auszüge gleichgestellt. Zuständig für das Verbot und
die Auslösung ist die Polizeibehörde Gegen die An-
ordnungen derselben findet nur die Beschwerde an die
Aufsichtsbehörde statt.

Druckschriften, welche Bestrebungen der oben be-
zeichneten Art dienen, sind zu verbieten. Bei perio-
dischen Druckschristen kann das Verbot sich auch auf

« das fernere Erscheinen-derselben erstrecken. Zuständig

 
 
l

 

für dass Verbot- -ist, wenn es sich um das Verbot des
ferneren Erscheinen-B einer periodischen Druckschrift
hänlselt, fdie Eerktralbehörde des Bunbesstaats, in
welchem dieselbe erscheint, in den übrigen Fällen die
Landespolizeibehörde.

. Dem Verleger, sowie dem Herausgeber der Druck-
schrist steht gegen das Verbot die Beschwerde an das
Reichsamt für Vereinswesen und Presse offen.

Die Polizeibehörde ist befugt, Druckschristen der
bezeichneten Art, sowie die zu ihrer Vervielfältigung
dienenden Platten und Formen schon vor Erlaß eines
Verbotes vorläufig in Beschlag zu nehmen. Die in
Veschlag genommene Druckschrift ist innerhalb 24
Stunden der Landespolizeibehörde einzureichen. Letz-
tere hat entweder die Wiederaufhebung der Beschlags
nahme sofort anzuordnen, oder innerhalb einer Woche
das Verbot zu erlassen.

Das Einsamnieln von Beiträgen zur Förderung
der bezeichneten Bestrebungen, sowie die öffentliche
Aufforderung zur Leistung solcher Beiträge sind po-
lizeilich zu verbieten.

Wer an einem verbotenen Vereine mit Kennt-
niß oder nach erfolgter öffentlicher Belanntniachung
des Verbotes als Mitglied sich betheiligt, oder eine
Thätigleit im Interesse eines solchen Vereins ausübt,
wird mit Geldstrafe bis zu fünfhundert Mark oder
mit Haft oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten
bestraft. Eine gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher
an einer verbotenen Versammlung mit Kenntniß des
Verbotes sich betheiligt, oder welcher nach polizeilicher
Auflösung einer Versammlung sich nicht sofort entfernt.

Gegen diejenigen, welche sich an dem Vereine
oder an der Versammlung als Vorsteher, Leiter-,
Ordner, Agenten, Redner oder Kassirer betheiligen,
oder welche mit Kenntniß, oder nach erfolgter öffent-
licher Bekanntmachung des Verbotes zu einer ver-
botenen Versammlung auffordern, ist auf Gefängniß
von Einem Monat bis zu Einem Jahr zu erkennen.

Wer für einen verbotenen Verein oder für eine
verbotene Versammlung mit Kenntniß oder nach er-
folgter öffentlicher Belanntmachung des Verbotes
Räumlichkeiten hergiebt, wird mit Gefängniß von
Einem Monat bis zu Einem Jahr bestraft.

Wer eine verbotene Druckschrift mit Kenntniß
oder nach erfolgter öffentlicher Belanntmachung des
Verbotes oder wer eine von der vorläufigen Beschlags
nahme betroffene Druckschrift mit Kenntniß der Be-
schlagnahme verbreitet oder wieder addruckt, wird mit
Geldstrafe« bis zu eintausend Mark oder mit Haft
oder mit Gefängniß bis zu sechs Monaten bestraft.

Personen, welche es sich zum Geschäfte machen,
die bezeichneten Bestrebungen zu fördern, oder welche
nach rechtskräftiger, auf Grund dieses Gesetzes er-
folgter Verurtheilung rechtskräftig zu einer Strafe ver-
urtheilt worden sind, kann der Aufenthalt in bestimmten
Bezirken oder Orten versagt werden. Wenn sie Aus-
länder sind, können sie aus dem Bundesgebiete aus-
gewiesen werben.

Unter gleichen Voraussetzungen kann Buchdruckern,
Buchhändlerii, Leihbibliothekaren und Jnhabern von
Lesekabinetten, sowie Gastwirthen, Schantwirthen und
Personen, welche Kleinhandel mit Branntwein oder



Spiritus treiben, der Betrieb ihres bewerbe; unter-
sagt werden.

Druckereien, welche gefchäftsmäßig zur Förderun -
der bezeichneten Bestrebungen benutzt werden, könne
geschlossen werden;z v « » « « - "

Für Bezirke oder Ortschaften, in welchen durch
die bezeichneten Bestrebungen die öffentliche Sicher-
heit bedroht ist, können die Centralbehörden der Bun-
desstaaten mit Genehmigung des Bundesraths für
die Dauer von längstens Einem Jahre Anordnung
dahin treffen: 1) daß Versammlungen nur mit vor-«
gängiger Genehmigung der Polizeibehörde stattfinden
dürfen; 2) daß die Verbreitung von Druckfchriften
auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an
anderen öffentlichen Orten nicht stattfinden darf; 3)
daß arbeitslose Personen, welche nicht nachweisen kön-
nen, daß sie die Mittel zu ihrem Unterhalte besitzen,
und welche in den Bezirken oder Ortschaften einen
Unterstiitzungswohnsitz nicht erworben haben, aus dens-
selben auszuweisen sind; 4) daß der Besitz, das Tragen-
die Einführung und der Verkauf von Waffen ver-
boten, beschränkt oder an bestimmte Voraussetzungen
geknüpft wird.«

Minister-Konferenz in Betresf der Steuer-
reform.

Behufs vertraulicher Verständigung über die An-
gelegenheit der deutschen Steuerreform hatte der Reichs-
kanzler die Finanzminister der Bundesstaaten zu einer
Besprechung eingeladen. Demgemäß fanden sich die
Vertreter sämmtlicher deutscher Staaten (mit Aus-
nahme von Waldeck und Reuß ä. L.) am 5. dieses
Monats in Heidelberg zufammen. Die Kon-
ferenz", welche von dem Präsidenten des Reichskanzler-
Amtes, Staatsminister Hofmann, eröffnet und geleitet
wurde, hielt 4 Sitzungen ab, und wurde am 8. d.
Mts., nachdem die volle Einigung über ein Steuer-
reformprogramm erzielt war, geschlossen. Der Natur
der Sache nach fanden keine Detailberathungen über
bestimmte Entwiirfe von Steuergesetzen statt, sondern
es wurden nur die Gesichtspunkte festgestellt, welche
für bie weiteren Schritte auf der Bahn der Steuer-
reform maßgebend sein sollen. Hiebei ist grundsätzlich
daran festgehalten worden, daß behufs Verminderung
der direkten Steuern eine umfassende Entwickelung des
Systems der indirekten Steuern durch das Reich statt-
finden miiffe. Die Annahme, daß-das Tabaeksmonopol
auf der Konferenz als die zu erstrebende Form
der Tabacksbesteuerung ins Auge gefaßt worden sei,
ist nicht richtig. Jn einem Zeitpunkt, in welchem
die auf Grund eines Reichsgefetzes niedergesetzte Ta-
dackssEnqustesKommission ihre Arbeiten kaum erst
begonnen hat, konnten die Regierungen sich selbstver-
ständlich nicht für ein bestimmtes System der Tabacks.
besteuerung aussprechen. Die Wahl eines solchen
Systems lag wieder im Zssweck der Konferenz, noch
gehört sie zu den Ergebni en derselben.

Mit Rücksicht auf den vertraulichen Charakter
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s derj- Heidelberger Kanferenz wird eine Verdffentlichung
über die Ergebnisse für jesf nicht« an" ökwäktåk
sein. Zunächst werden auf Grund des im Allgemei-

Eisen vereinbart z«Pr«graers»,e»i»iizelne bestimmte Ge-
-· fegentwtirfei äu gear eitet werben.

Die erreichte Verständigung unter den Regiet
rungen ist jedenfalls von hohem Werthe für den weis
teren Fortgang der Vorarbeiten zur Steuerrefarm.
Es ist in dieser Beziehung an das Wort des Fürsten
Bismarck vom Jahre 1875 zu erinnern: ,,Eine totale
Steuerresorm ift eine Herkulesarbeit. Mit einem
Zuge an diesem Netze, unter dem wir jetzt in steuer-
licher Beziehung gefangen sind, da klirren alle Maschen
bis in die kleinsten Staaten hinein; jeder hat seine
besonderen Wünsche. Eine vollständige Reform kann
nicht zu Stande kommen, ohne eine bereitwillige-
thätige, in die Hände arbeitende Mitwirkung jeder
einzelnen Regierung mit dem Reich-«

Der Reichstag ist durch Allerhöchfte Ver-
ordnung zum 9. September einberufen warben.

Unser Kaiser wurde am vorigen Mittwoch (7.)
in Teplitz durch den Besuch Sr.-Majestät des Kaisers
von Oesterreich erfreut. Die beiden Kaiserlichen
Freunde nahmen darauf zusammen das Mittagsmahl
ein und machten eine gemeinschaftliche Spazierfahrt.
Beim Abschiede äußerte der Kaiser von Oesterretch:
»Es war ein freudenreicher Tag für Mich, leider nur
ein Tag.« Am Freitag (9.) empfing Kaiser Wilhelm
den Besuch des Großherzogs und des Prinzen Ludwig
von Baden, nnd machte in den folgenden Tagen mit
der Großherzoglichen Familie wiederholt Ausfliige in
die Umgegend von Teplitz. . . »

Der Erfolg des Kurgebrauchs ist ein durchaus
erwünschter und das Befinden Sr. Majestät fortdau-
ernd gut. Die Handmoorbäder konnten, da sie bereits
eine genügende Wirkung hervorgebracht haben, vor-
läufig aufgegeben werben.

Unser Kronprinzliches Paar hat seit Same-
abend, wo auch Prinz Wilhelm in Homburg einge-
troffen ist, die ganze Familie dort vereinigt und be-
geht heute den 17. Geburtstag des zweiten Sohnes
Prinzen Heinrich, welcher demnächst eine Seefahrt von
längerer Dauer antritt.

Mitte nächster Woche gedenkt der Kronprinz nach
Berlin zurückzukehren, um den König von Holland
und die anderen fürstlichen Gäste, welche vom 22. ab
zu den Hochzeitsfeierlichkeiten am Königlichen Hofe in
Berlin eintreffen, zu begrüßen.

Der Reichskanzler Fiikrst Vismarck
wird sich in einigen Tagen nach Beendigung be’r
Riffinger Kur nach Gastein begiden und etwa zur
Zeit der Eröffnung des Reichstages nach Berlin zu-
rückkehren.



Wohnungs-Veränderung.
Dem hohen Adel und dem verehrten Publikum Von Stadt und Land hiermit die ergebene Anzeige,

daß ich von jetzt ab nicht mehr Breslauerstraße Nr. 26, sondern in meinem Hause,

ff; W" Herrensiraße Nr. 2,
wohne. Jch bitte, das mir bis jetzt geschenkte Vertrauen auch fernerhin zu bewahren.

Hochachtungsvoll

F. Kielhlock,
cBuchbinder nnd Galanteriearveiteu 
 

Kirchljchc {nachrichten Die Ziehung der Gewinne in der von dem Vaterlandischen
Am 9. Sordnrtage nagezrjnitatis Frauen-Verein veranstalteten Lotterie findet Sonnabend, den l7. August,

.. 3“. her EITHER st Pfarsijchkz Nachmittngs l Uhr, ihm Saale des Gasthofes zum ,,goldenen Adler« statt.
MksvrsgzittzFFHrIZZFOHUZFiDeEIFåM - Freitag, den lb. d. M., von Morgens 10 Uhr ab, sind die Ge-
Nachnkittass;Pr9dzgtz serxDzakonukz Kkebzwinne im selben Lokale gegen ein Entree von 20 Pf. ausgestellt.
FrühSIAUhrBeichtaHr.PwpstThtelmaUv- Oels, den 8. August 1878.

Donnerstag deZgMINISTER-» 81/2 um: Wer Vorstand des Materländischen Frauen-Vereine
Herr Superintendent Ueberschär. Ch. von Rosenberg.
 

Amtswoche: Sir. Superintendent U e b e r s ch ä r.

Bekanntmachuug. Silesia, HUB“! chemile Jllljliilcll
W A l « R« e let . ·

ist dieeågxrfstkaszlge veolitrIerdemohsåxmjzjæhz zu Saarau (Stat. d. Bresl.-Freib. Vahn), Breslau (Schweidn. Stadtgr. 12)

Vielguth bis auf Weiteres gesperrt. unb Merzglorf (9' d« Schlei« Geb« B«)· » »
SDer Verkehr gebt mm ber ödjl'eqefä - Unter Gehalts-Garantie offeriren wir unsere bekannten Demger-Pra-

« « parate, sowie die sonstigen gangbaren DüngmitteLs ’ s · .
Esset ässtJTånåTi vssibkår bmteren Proben und sJbrmä=(Sourants aus Verlangen franco.

indem!» den 14s August 1878' Aufträge zu Fabrikpreisen übernimmt C. T. Bräucr, „0:216.
Wer Ilmtgvarfleher

Mk « Männchens puteiilirlek Mindesin
Von «e t ab tets vorrät i in z
%ern%tfbt.HeiLrichTilgngrgäißüCbbaan Iläßt nach Attesten vieler renommirter Landwirthe an praktischer Einfachheit,

Verwendbarkeit, Solidität alles in dieser Art Vorhandene weit hinter sich.

 

  
 

 
  

 

Schreibeviicher E .-
HitjeikerLiniaäur 2 Bogen stcåxkblfucms Oarl Hermann Muller, Bresqu,
msch ag, 3 tück nur 10 ., owie«l » «-

bessere pro Dutzend 90 P » empfiehltzl _______ „W _ Grabschenerstraße 90-9-«· __ ___
Bernstadt. Heinrich ilgner. g ss:ssss""ssssss ssssssss sssss
 

 

 

Mclnc Besitzlmg I Aechten Probsteter Saat-Roggen '
9“. 28 In Rathe ;i i, hat preismaßig auch im UmtauschFigeszzeesrfjetOrexiies-abzugeben »

b«Olsb· « W«lls Vk J . .er e m tchkirähägr is: DELIer Getreide- und Sämereien-Handlung.

Schutt-sicher
aller· Art skets voreäthig in Ooose zur Schlesischen Kunst-Gewerbe-Ausstellung ä 1 Mark

Heinrich Tityuer Buchhandlung Bei-IMM» vorräthig bei A. Grüneberger G Co.

  

 


